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Liebe Studierende, liebe Kolleginnen und Kollegen,
heute möchte ich Ihnen wieder eine Zusammenstellung der aktuellen Informationen
zukommen lassen:

·         Ausweitung der Kinderbetreuung in kleinen Schritten:
Wir befinden uns immer noch in der Virus-Pandemie und es gilt weiterhin, die
Verbreitung von SARS-CoV-2 zu hemmen. Formal gelten daher immer noch die
Regelungen nach dem Infektionsschutzgesetz, nämlich ein Betretungsverbot mit
Ausnahmen. Daher kann der Betrieb nur eingeschränkt
wiederaufgenommen werden. 
Und: Sollte es zu einem neuen Ausbruch kommen, ist erneut mit mehr
Einschränkungen zu rechnen.

-       eingeschränkter Regelbetrieb:
Die meisten Kinder, die bisher im Rahmen der Notbetreuung betreut wurden,
haben auch weiterhin Anspruch auf Betreuung. Darüber hinaus werden von
den Einrichtungen Kinder im Rahmen der Betreuungskapazitäten zusätzlich
aufgenommen.
Um möglichst vielen Kindern eine Rückkehr zu ermöglichen, bedeutet dies in
den meisten Fällen, dass die Kinder bis zu den Sommerferien nur an
einzelnen Tagen und an diesen oft auch nur stundenweise wieder betreut
werden.
Dasselbe gilt analog für den eingeschränkten Regelbetrieb an (Grund-
)Schulen.
D.h. auch weiterhin wird die Kinderbetreuung und das Homeschooling
überwiegend von den Eltern zu organisieren bzw. zu erbringen sein.

-       familiäre Betreuungsgemeinschaft
Die gegenseitige Übernahme der Kinderbetreuung ist (auch weiterhin durch
höchstens drei Familien) erlaubt.

Die vorstehenden Informationen wurden (auszugsweise) den entsprechenden Seiten
des hessischen Sozialministeriums entnommen
(https://soziales.hessen.de/gesundheit/infektionsschutz/corona-
hessen/eingeschraenkter-regelbetrieb-ab-dem-2-juni).

·         Fluggis-Abenteuer-Land ist wieder geöffnet!
Ab heute bis zum 03.07.2020 (Beginn der hessischen Sommerferien) ist Fluggis-
Abenteuer-Land für alle Kooperationspartner mit einer reduzierten
Gruppengröße von insgesamt 15 Kindern wieder geöffnet. 
Da der aktuelle Bedarf höher sein kann als das der h_da zur Verfügung
stehende Kontingent, ist es möglich, dass nicht alle Anmeldungen berücksichtigt
werden können. Falls notwendig, wird das Familienbüro hier regulierend
eingreifen, um möglichst vielen eine kurzzeitige Betreuung zu ermöglichen.
Während der Sommerferien (06.07. bis 15.08.2020) wird es gesonderte
Regelungen geben, die in Kürze bekannt gegeben werden. Ob es in diesen
Ferien ein Tages-Ausflugsprogramm für Kinder ab 6 Jahren geben kann, steht
noch nicht endgültig fest.

mailto:familienbuero@h-da.de
mailto:aboverteiler-familienbuero@h-da.de
mailto:alle.prae@h-da.de
mailto:personalrat@h-da.de
mailto:gleichstellungsbeauftragte@h-da.de
https://soziales.hessen.de/gesundheit/infektionsschutz/corona-hessen/eingeschraenkter-regelbetrieb-ab-dem-2-juni
https://soziales.hessen.de/gesundheit/infektionsschutz/corona-hessen/eingeschraenkter-regelbetrieb-ab-dem-2-juni

Sonderregelung aufgrund Covid 19 weiteres Vorgehen

		From

		beschaeftigte-request@news.h-da.de

		To

		Alle (ohne Studierende); Personalrat; Gleichstellungsbeauftragte; Schwerbehindertenvertretung

		Recipients

		beschaeftigte@ma.h-da.de; personalrat@h-da.de; gleichstellungsbeauftragte@h-da.de; schwerbehindertenvertretung@h-da.de



Guten Tag,





 





beigefügt übersende ich Ihnen die Dienstanweisung zum Umgang mit dem Corona-Virus vom 28.05.2020 zur Information. Die neuen Bestimmungen gelten vom 01. Juni 2020 bis zum 31. August 2020.





 





Das Präsidium hat heute beschlossen, dass die bisher geltenden Regelungen entsprechend den Hinweisen für Beschäftigte mit einem erhöhten Risiko für die Risikogruppen und für Beschäftigte, die Kinder betreuen oder Angehörige pflegen, übergangsweise noch bis zum 12. Juni 2020 angewendet werden. Zu Ihrer Information finden Sie diese Hinweise ebenfalls in der Anlage.





 





Bitte beachten Sie insbesondere die ab Juni wieder geltenden üblichen Regelungen zu Krankmeldungen, wie vor der Corona-Krise sowie die Hinweise zu Reisen ins Ausland bzw. zur Rückkehr aus dem Ausland. 





 





Ferner bitte ich Sie, aktuell die Möglichkeit zu nutzen, Fortbildungen auf digitaler Basis z. B. in Form von Webinaren wahrzunehmen. Aus Fürsorgegründen können Dienstreisen zu Präsensveranstaltungen derzeit leider nicht genehmigt werden.





 





Ich wünsche Ihnen weiterhin alles Gute, vor allem Gesundheit.





 





Viele Grüße





Sonja Löbig
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Dienstanweisung zum Umgang mit dem Corona-Virus 



im Geschäftsbereich des 
Hessischen Ministeriums für Wissenschaft und Kunst 



 



 



Vorbemerkung 



In der Telefonschaltkonferenz der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und 



Regierungschefs der Länder am 15. April 2020 wurde folgendes festgehalten: 



„Wir müssen uns alle bewusstmachen, dass wir die Epidemie durch die Verlangsamung 



der Infektionsketten der letzten Wochen nicht bewältigt haben, sie dauert an. Deshalb 



können wir nicht zum gewohnten Leben der Zeit vor der Epidemie zurückkehren, sondern 



wir müssen lernen, wie wir für eine längere Zeit mit der Epidemie leben können.“ 



 



Allgemein gilt daher, dass persönliche Kontakte zu Kolleginnen und Kollegen auf ein Min-



destmaß zu reduzieren und stattdessen Telefon- oder Videokonferenzen sowie möglichst 



elektronische Post vorwiegend zu nutzen sind. Dementsprechend sind Veranstaltungen 



und Präsenzbesprechungen auf ein absolutes Mindestmaß zu reduzieren und nur mög-



lich, wenn eine dem Abstand gerecht werdende Raumsituation zur Verfügung steht. 



 



Die nachfolgenden Regelungen gelten ab dem 01. Juni 2020 bis zum 31. August 2020. 



Die Dienststellenleitung kann festlegen, dass die bisher geltende Dienstanweisung (auch 



teilweise) übergangsweise bis zum 12. Juni 2020 anzuwenden ist.   



 



1. Risikogruppen 



Nach den Informationen des Robert-Koch-Instituts (RKI) steigt das Risiko einer schweren 



Erkrankung mit COVID-19 ab dem 60. Lebensjahr überproportional mit dem Alter an. 



Verschiedene Grunderkrankungen wie z.B. Herzkreislauferkrankungen, Diabetes, Er-



krankungen des Atmungssystems, der Leber und der Niere, ein unterdrücktes Immun-



system sowie Krebserkrankungen scheinen nach Einschätzung des RKI unabhängig vom 



Alter das Risiko für einen schweren Krankheitsverlauf zu erhöhen. 
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Den Risikogruppen kann die Möglichkeit eingeräumt werden, ihren Dienst/ihre Arbeits-



leistung, sofern möglich, mit ihrem mobilen dienstlichen PC von zuhause zu erbringen. 



Es wird daraufhin hingewiesen, dass vertrauliche Daten und Informationen dabei so zu 



schützen sind, dass Dritte keine Einsicht nehmen können und keinen Zugriff haben. 



Es kann verlangt werden, dass die Zugehörigkeit zu dieser Risikogruppe durch ärztliches 



Attest bestätigt wird. 



Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sind von dieser Möglich-



keit insbesondere ausgenommen die Beschäftigten im Bereich der Einsatzkräfte wie 



bspw. Polizei, Feuerwehr, Zivil- und Katastrophenschutz sowie Beschäftigte in sonstigen 



Bereichen der Landesverwaltung, deren Fortbetrieb auch in der aktuellen Lage uneinge-



schränkt sichergestellt werden muss (bspw. Justizvollzug, Kliniken, IT-Infrastruktur etc.). 



Die Ressorts legen für ihren Geschäftsbereich die erforderlichen Ausnahmebereiche fest. 



Zuständig für die Festlegung der Ausnahmen ist im Geschäftsbereich des HMWK die 



jeweilige Dienststellenleitung. 



 



Soweit ein Arbeiten in Telearbeit oder im Homeoffice nicht möglich ist, haben die Dienst-



stellen geeignete Maßnahmen umzusetzen, um auch den Risikogruppen ein Arbeiten in 



den Dienststellen zu ermöglichen. Zu denken ist dabei auch an die Zuweisung eines Ein-



zelzimmers, einer Tätigkeit in Randzeiten oder auch die Zuweisung einer anderen Tätig-



keit im Rahmen von Umsetzungen oder Abordnungen bei Beschäftigten innerhalb der 



arbeitsvertraglich vereinbarten Entgeltgruppe oder bei Beamtinnen und Beamten inner-



halb des Weisungsrechts. 



Grundsätzlich sind die Dienststellen verpflichtet, auf Basis einer Beurteilung der Arbeits-



bedingungen zu ermitteln, welche Maßnahmen des Arbeits- und Gesundheitsschutzes 



erforderlich sind, um die Beschäftigten vor den mit der Ausübung ihrer Tätigkeit verbun-



denen gesundheitlichen Gefahren, gerade im Hinblick auf das aktuelle Infektionsgesche-



hen, effektiv zu schützen. 



Hierzu können sich die Dienststellen durch die Betriebsärzte und Fachkräfte für Arbeits-



sicherheit (z.B. Medical-Airport-Service GmbH) beraten und unterstützen lassen, sowie 



die abzuleitenden Maßnahmen mit den Interessenvertretungen abstimmen. Bei den ab-



zuleitenden Maßnahmen ist zu beachten, dass technische Schutzmaßnahmen Vorrang 



vor organisatorischen und diese wiederum Vorrang vor personenbezogenen Schutzmaß-



nahmen haben. Auf die Beachtung des vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
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am 16.04.2020 veröffentlichten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandards 



(https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Schwerpunkte/sars-cov-2-ar-



beitsschutzstandard.pdf?__blob=publication-File&v=2) wird ausdrücklich hingewiesen. 



Soweit sowohl ein Arbeiten von zuhause/mobiles Arbeiten insbesondere wegen der Be-



sonderheiten der jeweiligen Aufgabe, als auch die Präsenzarbeit mit Schutzmaßnahmen 



nicht möglich sind, sind Plusstunden auf dem Gleitzeitkonto, Über- und Mehrarbeitsstun-



den einzubringen. Erst dann ist im Rahmen pflichtgemäßen Ermessens unter Abwägung 



der Fürsorgepflicht und der Erfüllung der Dienstleistungspflicht bzw. Funktionsfähigkeit 



der Verwaltung über die Erteilung von bezahlter Dienst- oder Arbeitsbefreiung zu ent-



scheiden. Erholungsurlaub, Sonderurlaub und Zeitguthaben aus dem Lebensarbeitszeit-



konto müssen nicht beantragt oder in Anspruch genommen werden. 



 



2. Überstunden in der Telearbeit/im Homeoffice 



Grundsätzlich sind in der Telearbeit/im Homeoffice auch vor dem aktuellen Hintergrund 



Überstunden bzw. Mehrarbeit nicht möglich. Abweichungen hiervon sind nur im beson-



deren Einzelfall zulässig, sofern der gegenwärtige, pandemiebedingte Arbeitsanfall dies 



erfordert. 



 



3. Krankmeldungen 



Alle Beschäftigten haben sich im Falle einer Erkrankung, wie bisher, am ersten Tag der 



Erkrankung bei ihrer Dienststelle krank zu melden. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger 



als drei Kalendertage, ist eine ärztliche Bescheinigung über das Bestehen der Arbeits-



/Dienstunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer spätestens an dem darauffolgen-



den Arbeitstag vorzulegen. 



 
4. Rückkehr aus dem Ausland, Kontakt mit einem Infizierten und Kontaktper-



sonen der Kategorie I 



Die Bundesregierung stuft Reisen in einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 



einen Schengen-assoziiertern Staat nicht mehr als riskant ein; das Vereinigte Königreich 



Großbritannien und Nordirland gelten im vorstehenden Sinne als Mitgliedstaaten der Eu-



ropäischen Union. Reisen in die vorgenannten Staaten stuft die Bundesregierung aller-



dings dann als riskant ein, wenn ein solcher Staat nach den statistischen Auswertungen 



und Veröffentlichungen des European Center for Disease Prevention and Control eine 





https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Schwerpunkte/sars-cov-2-arbeitsschutzstandard.pdf?__blob=publication-File&v=2


https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Schwerpunkte/sars-cov-2-arbeitsschutzstandard.pdf?__blob=publication-File&v=2
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Neuinfiziertenzahl im Verhältnis zur Bevölkerung von mehr als 50 Fällen pro 100.000 



Einwohner kumulativ in den letzten sieben Tagen aufweist und eine entsprechende Aus-



weisung im Lagebericht der Bundesregierung und eine Veröffentlichung durch das Ro-



bert Koch-Institut erfolgt ist. Reisen in einen Staat außerhalb der Europäischen Union 



bzw. der Schengen-assoziierten Staaten gelten weiterhin als riskant. Sie können aus-



nahmsweise dann als nicht riskant gelten, wenn für die dortige epidemiologische Lage 



das Robert Koch-Institut die Entbehrlichkeit von Schutzmaßnahmen in Bezug auf Ein- 



und Rückreisende ausdrücklich festgestellt hat.   



 



Von den Beschäftigten des Landes Hessen wird erwartet, dass diese keine Reisen in 



Staaten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland unternehmen, wenn die Bundesre-



gierung die Reise als riskant eingestuft hat und diese nicht dringend erforderlich ist. Be-



schäftigte, die aus einem solchen Risikostaat nach Deutschland zurückkehren, informie-



ren ihre Personalverwaltung unaufgefordert hierüber Ergänzend wird auf die Verordnung 



zur Bekämpfung des Corona-Virus vom 13. März 2020 in der jeweils gültigen Fassung 



verwiesen. 



Für nachweislich mit dem Coronavirus SARS-CoV-2-Infizierte und Kontaktpersonen der 



Kategorie I mit engem Kontakt („höheres“ Infektionsrisiko) nach der RKI-Definition wird 



die Präsenzpflicht für 14 Tage aufgehoben, sofern nicht durch das Gesundheitsamt eine 



Absonderung angeordnet wird. Während dieser Zeit erbringen die Beschäftigten ihren 



Dienst/ihre Arbeitsleistung, sofern möglich, mit ihrem mobilen dienstlichen PC von zu-



hause aus. 



Über die Anordnung einer Quarantäne sind die Dienststellen durch die betroffenen Be-



schäftigten umgehend zu unterrichten. 



 



5. Fortbildungen 



Über die Möglichkeit zu Fortbildungen entscheidet die Dienststellenleitung unter entspre-



chender Beachtung der Rechtslage und der Vorgaben des RKI. Wo möglich, sollten Fort-



bildungsangebote auf digitaler Basis, z.B. in Form von Webinaren, angeboten werden. 
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6. Dienstreisen 



Bei Dienstreisen haben die Vorgesetzten und die Dienstreisenden verantwortungsvoll in 



jedem Einzelfall zu prüfen, ob die Dienstreise zwingend notwendig ist. Alternative Kom-



munikationsmöglichkeiten wie bspw. die Durchführung von Video- und Telefonschaltkon-



ferenzen sind vorrangig zu prüfen. 



Ist die Durchführung einer Dienstreise unabwendbar erforderlich, soll die Dienstreise 



möglichst mit einem Dienstfahrzeug ohne Mitfahrende oder mit dem privaten PKW durch-



geführt werden. 



Auf die Nutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln sollte i.d.R. nach wie vor verzichtet wer-



den. Auf die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes im ÖPNV wird jedenfalls 



hingewiesen.  



Bei der Reisekostenabrechnung ist davon auszugehen, dass für die Benutzung eines 



privaten PKW triftige Gründe i.S.d. § 6 Abs. 1 des Hessischen Reisekostengesetzes vor-



liegen und eine Wegstreckenentschädigung in Höhe von 0,35 EUR gewährt wird. 



 
7. Mitnahme von Kindern in die Dienstelle 



Zur Verringerung des Infektionsrisikos sind weiterhin keine Kinder in die Dienststellen 



mitzubringen. 



 



8. Betreuung Kinder und pflegebedürftige Angehörige 



Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Beamtinnen und Beamten kann Home-



office und im Ausnahmefall  Arbeits- bzw. Dienstbefreiung unter Fortzahlung der Bezüge 



über die bislang tariflich bzw. beamtenrechtlich - in Anlehnung an den Arbeitnehmerbe-



reich - zulässigen 3 Arbeitstage hinaus für den Fall der häuslichen Betreuung eines eige-



nen Kindes unter 12 Jahren gewährt werden, wenn dies wegen der Schließung der Kin-



derkrippe, des Kindergartens oder der Schule des Kindes aufgrund von Infektionsschutz-



maßnahmen (Corona-Virus) erforderlich ist. Hierüber ist nach billigem Ermessen zu ent-



scheiden. Dabei ist neben dem Alter des Kindes auch zu berücksichtigen, ob alternative 



Betreuungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Insbesondere die Möglichkeiten der Te-



learbeit und des mobilen Arbeitens, ggf. stundenreduziert außerhalb der Schulferien, sind 



vorrangig in Betracht zu ziehen. 
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Im Hinblick auf die in Hessen inzwischen zulässigen familiären Betreuungsgemeinschaf-



ten von bis zu drei Familien, die Wiedereröffnung der Kindertagespflege, das erweiterte 



Notbetreuungsangebot für Kinder, die ab dem 2. Juni 2020 beginnende eingeschränkte 



Regelbetreuung sowie die eingeschränkte Wiederaufnahme des Schulbetriebs wird da-



von ausgegangen, dass zukünftig auch tage- oder stundenweise Freistellungen zur Kin-



derbetreuung nur noch in Ausnahmefällen erforderlich sein dürften. 



 



Dem Antrag auf Arbeits- oder Dienstbefreiung unter Fortzahlung der Bezüge ist in der 



Regel allerdings nur zu entsprechen, wenn und soweit - ggf. auch nur für einzelne Tage 



oder stundenweise - die folgenden Voraussetzungen alle erfüllt sind: 



 



 Tatsächliche vollständige oder teilweise Schließung einer Gemeinschaftseinrich-



tung zur Kinderbetreuung (Kindertagessstätte, Krippe etc.) oder Schule durch die 



zuständige Behörde zwecks Verhinderung der Verbreitung von Infektionen oder 



übertragbaren Krankheiten in Reaktion auf die Ausbreitung des Corona-Virus bzw. 



aus diesem Grund eingeschränkter Regelbetrieb, 



 die von der Schließung bzw. dem eingeschränkten Regelbetrieb betroffenen Kin-



der haben das 12. Lebensjahr noch nicht vollendet oder sind aufgrund körperli-



cher, geistiger oder seelischer Behinderung auf Hilfe angewiesen (bei Behinde-



rung keine Altersgrenze), 



 es besteht für die sorgeberechtigte Beamtin bzw. den sorgeberechtigten Beamten 



keine Möglichkeit, die Betreuung durch Inanspruchnahme von Telearbeit, mobilem 



Arbeiten, den Abbau von Mehrarbeitsstunden bzw. Gleitzeitguthaben oder Inan-



spruchnahme des Urlaubs aus dem Kalenderjahr 2019 sicherzustellen, 



 Diese Möglichkeiten sind von der Beamtin bzw. dem Beamten zunächst vor-



rangig zu nutzen. 



 eine andere zumutbare Betreuungsmöglichkeit für das Kind kann nicht sicherge-



stellt werden. 



 Eine zumutbare Betreuungsmöglichkeit ist insbesondere gegeben, wenn ein 



Anspruch auf eine Notbetreuung gemäß den Rechtsverordnungen des Landes 



Hessen besteht oder auf den anderen Elternteil oder eine familiäre Betreu-



ungsgemeinschaft zurückgegriffen werden kann.  



Die Beamtin bzw. der Beamte hat schriftlich darzulegen, weshalb sie bzw. er 
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auf diese alternativen Betreuungsmöglichkeiten nicht, auch nicht stunden-



weise, zurückgreifen kann bzw. diese für ihr bzw. sein Kind ausnahmsweise 



nicht zumutbar sind, 



 eine Schließung der betreffenden Einrichtung in dem betreffenden Zeitraum nicht 



ohnehin wegen der Schulferien/Schließzeiten erfolgen würde. 



 



Entsprechendes gilt für die Betreuung eines pflegebedürftigen nahen Angehörigen (SGB 



XI, Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz) in einer Tagespflegeeinrichtung, wenn 



diese aufgrund von Infektionsschutzmaßnahmen wegen des Corona-Virus schließt bzw. 



eine Aufnahme nicht möglich ist. 



Die Regelungen gelten entsprechend für den Arbeitnehmerbereich. Wird im Arbeitneh-



merbereich Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts gewährt, handelt es sich 



hierbei um eine Vorausleistung des Arbeitgebers gemäß § 56 Abs. 1a IfSG i.V.m. Abs. 5 



IfSG, die den Entschädigungsanspruch für Verdienstausfälle nach § 56 Abs. 1a IfSG im 



Regelfall zum Erlöschen bringt. Im Übrigen bleibt das IfSG unberührt. 



 



Die begründeten betreuungsbedingten Abwesenheitszeiten sind zu dokumentieren und 



im Personalwesen [für das LRM vgl. SAP-Infomail Nr. 81 vom 8. April 2020] zu erfassen. 



 



9. Die sich aus dem gem. HPVG, SGB IX und HGlG ergebenden Beteiligungsregelungen 



für in dieser Dienstanweisung nicht geregelte Umsetzungsmaßnahmen der Dienststelle 



bleiben unberührt. 



 



Wiesbaden, den 28. Mai 2020 



 



gez. Ayse Asar 



Staatssekretärin 












Hinweise für Beschäftigte mit einem erhöhten Risiko.pdf
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Hinweise für Beschäftigte mit einem erhöhten Risiko für einen schwe-



ren Krankheitsverlauf bei COVID-19 zur Möglichkeit des Arbeitens von 



zuhause* (Beschluss des Kabinetts vom 13. März 2020) 



 



Nach den Informationen des Robert-Koch-Instituts (RKI) steigt das Risiko einer schweren 



Erkrankung mit COVID-19 ab dem 60. Lebensjahr überproportional mit dem Alter an. 



Verschiedene Grunderkrankungen scheinen unabhängig vom Alter das Risiko für einen 



schweren Krankheitsverlauf zu erhöhen. Zudem besteht ein höheres Risiko bei Personen 



mit einem unterdrückten Immunsystem.  



Zur Vermeidung dieses höheren Risikos wird grds. allen Beschäftigten der hessischen 



Landesverwaltung ab einem Alter von 60 Jahren, allen Beschäftigten bei denen eine 



Grunderkrankung (z.B. Herzkreislauferkrankungen, Diabetes, Erkrankungen des 



Atmungssystems, der Leber, der Niere, sowie Krebs-erkrankungen) vorliegt und allen 



Beschäftigten mit unterdrücktem Immunsystem (z.B. aufgrund einer Erkrankung, die mit 



einer Immunschwäche einhergeht oder wegen der Einnahme von Medikamenten, die die 



Immunabwehr unterdrücken), die Möglichkeit eingeräumt, ab sofort ihren Dienst / ihre 



Arbeitsleitung, sofern möglich, mit ihrem mobilen dienstlichen Hessen PC von zuhause 



zu erbringen. Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung sind von 



dieser Regelung insbesondere ausgenommen die Beschäftigten im Bereich der Einsatz-



kräfte wie bspw. Polizei, Feuerwehr, Zivil- und Katastrophenschutz sowie Beschäftigte in 



sonstiges Bereichen der Landesverwaltung deren Fortbetrieb auch in der aktuellen Lage 



uneingeschränkt sichergestellt werden muss (bspw. Justizvollzug, Kliniken etc.). Die Res-



sorts legen für ihren Geschäftsbereich die erforderlichen Ausnahmebereiche fest.** 



Die Dienststellen können Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern sowie Beamtinnen und 



Beamten Arbeits- bzw. Dienstbefreiung unter Fortzahlung der Bezüge über die bislang 



tariflich bzw. beamtenrechtlich - in Anlehnung an den Arbeitnehmerbereich - zulässigen 











 



 



 



3 Arbeitstage hinaus für den Fall der häuslichen Betreuung eines eigenen Kindes unter 



12 Jahren gewähren, wenn dies wegen der Schließung der Kinderkrippe, des Kindergar-



tens oder der Schule des Kindes aufgrund von Infektionsschutzmaßnahmen (Corona-



Virus) erforderlich ist. Die Dienststellen haben hierüber nach billigem Ermessen zu ent-



scheiden. Dabei ist neben dem Alter des Kindes auch zu berücksichtigen, ob alternative 



Betreuungsmöglichkeiten zur Verfügung stehen. Insbesondere sollten hierbei auch die 



Möglichkeiten der Telearbeit und des mobilen Arbeitens, abhängig vom Alter des Kindes 



ggf. auch nur stundenweise, in Betracht gezogen werden.  



Entsprechendes gilt für die Betreuung eines pflegebedürftigen nahen Angehörigen (SGB 



XI, Hessisches Verwaltungsverfahrensgesetz) in einer Tagespflegeeinrichtung, wenn 



diese aufgrund von Infektionsschutzmaßnahmen wegen des Corona-Virus schließt.  



Sofern Sie von dieser Möglichkeit Gebrauch machen möchten, informieren Sie Ihre Re-



ferats- und Abteilungsleitung.  



In den oben genannten Fällen gilt das Arbeiten von zuhause bis 30. April 2020 als ge-



nehmigt. Es wird daraufhin hingewiesen, dass vertrauliche Daten und Informationen da-



bei so zu schützen sind, dass Dritte keine Einsicht nehmen können und keinen Zugriff 



haben.  



Die Vorzimmer der Abteilungen werden gebeten, eine Übersicht über diejenigen Beschäf-



tigten zu führen, die aufgrund dieser Regelung vorübergehend von zuhause arbeiten.  



Eine abweichende Entscheidung im Einzelfall bleibt unbenommen. 



_______ 



* Der Technischen Universität Darmstadt, der Johann Wolfgang Goethe-Universität und 
der Hochschule für Bildende Künste–Städelschule Frankfurt am Main wird empfohlen, 
entsprechend zu verfahren. 
 
** Für das Hessische Ministerium für Wissenschaft und Kunst sind die Mitglieder des 
Kernteams oder im Vertretungsfalle ihre Stellvertreter/Stellvertreterinnen gemäß Pande-
mieplan HMWK Ausnahmefälle. Die Abteilungsleitungen können weitere Personen ge-
genüber dem HMWK-Krisenstab benennen.  
 
Für die Dienststellen im Geschäftsbereich des hessischen Ministeriums für Wissenschaft 
und Kunst gilt: Die Dienststellenleitung legt eigenverantwortlich Ausnahmebereiche fest. 














·         Hinweise zur neuen Dienstanweisung für Beschäftigte mit
Familienaufgaben
Wie der Mail von Frau Löbig vom vergangenen Freitag (ich füge sie hier
nochmal bei) zu entnehmen ist, gelten die bisherigen Regelungen für
Beschäftigte, die Kinder betreuen oder Angehörige pflegen, an der h_da
übergangsweise noch bis Ende der kommenden Woche (12.06.2020) weiter. 
Auch wenn es zur anschließenden Umsetzung der neuen Verordnung für diese
Beschäftigten bis jetzt noch keine näheren Ausführungen gibt, gehe ich davon
aus, dass es angesichts der nach wie vor sehr eingeschränkten Möglichkeiten
der Kinderbetreuung (s.o.) und der reduzierten Unterstützungsmöglichkeiten im
Pflegebereich auch weiterhin möglich sein wird, sofern notwendig, auch über
evtl. bestehende zAhA-Vereinbarungen hinaus von Zuhause zu arbeiten. Ohne
dies ist aus meiner Sicht die Aufrechterhaltung des Hochschulbetriebs gerade
mitten in diesem für alle sehr herausfordernden Semester nicht zu
gewährleisten.
Änderungen wird es geben, wenn es um Arbeits- oder Dienstbefreiung unter
Fortzahlung der Bezüge geht, falls die Arbeit von Zuhause nicht oder nicht in
vollem Umfang erbracht werden kann. Auch dies wird in bestimmten Fällen
weiterhin möglich sein, hier werden zukünftig aber restriktivere Maßstäbe
angelegt. Darüber, wie dies im Detail an der h_da gehandhabt wird, wird es
sicher demnächst noch nähere Informationen geben.

Bei Fragen oder Unterstützungsbedarf können Sie sich natürlich gerne melden. Sie
erreichen mich per Mail oder telefonisch, wenn ich von Zuhause arbeite, ist mein
Bürotelefon weitergeleitet.
 
Passen Sie gut auf sich und Ihre Lieben auf und bleiben Sie gesund!
 
Herzliche Grüße aus dem Familienbüro
Ulrike Amann
 
Familienbüro
Hochschule Darmstadt, Haardtring 100, 64295 Darmstadt
Büro: Gebäude A10, Raum 2.08
Tel.: 06151 – 16 – 37978
Mobil 0160 – 655 7056
Mail persönlich ulrike.amann@h-da.de
Mail                  familienbuero@h-da.de
Internet            https://familie.h-da.de  
Intranet            https://www.h-da.de/intranet/servicebereiche/familienbuero/
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